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Zugestellt am
44„ Dezember 1971

Amtsin5pektor
als Urkunde—
beamter der
Geschäfts—
stelle

I m N a m e n d e s V e l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
„.... ................. „. ‘

_.—_.„_..-_ ...,—....

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 18„ NOVember 1971 durch

Senatspräsidentin Dr. S c h w a r z
‘

_ ‘
—Vorsitzender«‚

Bundesrichter ‘ Dr„ R e n n e r,

Bundesrichter Dr„ W u l f n o r s t,

Bundessozialrichter S c h ö f i s e h \ und

Bundessozialrichter D 6 r i n g

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 3. Februar
1970 aufgehoben°

_ .
Die Klage wird abgewiesen, soweit der Kläger Berufs—
schadcnsausgleich für die Zeit vor 1. Februar 1965
begehrt.

Im übrigen wird die Sache zu neuer Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht zurückvcr—
wiesen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


———_—————————

Der am 25. November 1925 geborene Kläger bezieht wegen
"Téilverlust des rechten Oberarmes" unter Berücksichti-

gung eines besonderen beruflichen Betroffenseins seit 1°

Oktober 1950 Versorgungsrente nach einer Minderung der Er—

werbsfäbigkeit (MdB) am 80 V.H. Er erlernte nach dem Be-
such der Volkschule zuerst den Beruf eines Maschinen—

schlossers und dann den eines technischen Zeichners° Nach

dem Krieg holte er das Abitur nach und studierte Rechts-

wissenschaft‚ weil er nach seinen Angaben das erstrebte

Berufsziel eines Maschinenbau»lngenieurs wegen der Schä—

digung nicht verwirklichen konnte" Im Marz 1966 legte der

Kläger die Erste juristische Staatsprüfung ab„ Seit Juli

1966 befand er sich in Ausbildung als Referendar im Be—
zirk des Oberlandesgerichts Köln„ Während des Studiums

wurden dem Kläger Leistungen der Berufsfürsorge (@@26

ff des Bundesversorgungsgesetzes —BVG—} gewährt°

Im
Februar 1965 beantragte der Kläger Berufsschadensaus-

gleich° Das Versorgungsamt (VersorgA) lehnte den Antrag

mit Bescheid vom 26° Juli 1966 ab, weil die 1954 begonne—

nen Umschulungsmaßnahmen (Förderung bis zur Reifeprüfung

und anschließend während des Studiums) zur Ablegung der

Ersten juristischen Staatsprüfung geführt hätten und da-

mit erfolgreich gewesen seien (@ 30 Abs° 6 BVG idF des 2„

NOG nF)° Der wider5pruch gegen diesen Bescheid wurde

zurückgewiesen (Bescheid vom 17„ Juli 1967), weil der
Kläger sich noch im Vorbereitungsdienst als Referendar

befinde, die Umschulungsmaßnahmen deshalb noch nicht be—

endet seien und sich ein schädigungsbedingter Einkommens—

verlust im Sinne von @jo Abso } und 4 BVGggr_geit nicht
feststellen lasse; es müsse zunächst der Erfolg der Um—

sohulungsmaßnahmen abgewartet werden° Mit Abhilfebescheid

vom 26„ Juli 1967 stellte das VersorgA die im Oktober 1966
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zunächst herabgesetzte Rente wieder wie früher nach einer

MdB um 80 v„H„ fest° Das Sozialgericht (so) hob die den Be—
rufsschadensausgleich betreffenden Bescheide mit Urteil vom

18° Januar 1968 auf und verurteilte den Beklagten, dem Klä—

ger den ab 1. Februar 1965 beantragten Berufsschadensaus—

gleich ab 1° Januar 1964 zu zahlen° Es vertrat die Ansicht,
der Kläger habe gegenüber dem angestrebten Beruf eines Ma-

schinenbau—Ingenieurs4(Leistungsgruppe II) trotz der Berufs-

förderuhgsmaßnahmen während des Studiums und der Referandar—

zeit einen erheblichen Minderverdienst gehabt, der ausge—

glichen werden müsse, solange die Umschulung noch nicht zum

Ausgleich geführt habe°

Der Beklagte legte Berufung ein" Das Landessozialgericht

(LSG) lud die Bundesrepublik Deutschland bei; es wies die
Berufung mit Urteil vom 3„ Februar 1970 zurück und ließ die

Revision zu: Das SG habe zutreffend entschieden, daß dem

Kläger ab Januar 1964 Berufsschadensausgleich zustehe° Bei

buchstabengetreuer Auslegung des @ 30 Abs, 6 iVm Abs° } und
4 BVG könne man zwar zu dem Ergebnis kommen, daß der Berufs—

schadensausgleich erst dann gezahlt werden solle, wenn die

berufsfördernden Maßnahmen abgeschlossen seien, Bei Studen—

ten der Rechtswissenschaft seien die berufsfördernden Maß—

nahmen im allgemeinen mit Ablegung des ersten Staatsexamens

abgeschlossen, dem Kläger stehe deshalb zumindest ab 19 April

1966 Berufsschadensausgleich zu° Er habe jedoch Berufsscha—
densausgleieh für die gesamte Studien— und Referendarzeit zu

beanspruchen, weil unstreitig sei, daß ein Minderverdienst

von wenigstens 75 DM bestanden habe und noch jetzt bestehe,

Es wäre nicht vertretbar, dem Beschädigten fur die Dauer

der Umschulungsmaßnahmen keinen Ausgleich zu zahlen und

erst nach Abschluß der Umschulungsmabnahmen einen solchen

zu gewähren, falls dann immer noch ein Minderverdienst vor—

handen sei, Aus den Ausf hrungen des Ausschusses für Kriegs—

opfer- und Heimkehrerfragen - BT—Drucks° IV/1831 - ergebe

sich, daß auch fhr die Dauer der Rehabilitationsmaßnahmen

ein Berufsschadensausgleich gewährt werden sollte„ Diese An-
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sicht werde durch die Entscheidung des Bundessozialgerichts

(BSG) vom 21, Dezember 1961 — 9 RV 610/57 - unterstrichen,
wonach eine besondere berufliche Betroffenheit erst dann
für die Bewertung der MdB oder den Berufsschadensausgleich

ausscheide, wenn besondere berufliche Nachteile ausge—
glichen seien, Das gleiche müsse gelten, wenn während be—

rufsfördernder Maßnahmen ein Einkommeneverlust gegeben sei°

Soweit der Beklagte beanstande; daß dem Kläger, obwohl er

den Berufsschadensausgleich erst im Februar 1965 beantragt

habe, bereits ab 1„ Januar 1964 ein Berufsschadensaus-

gleich zuerkannt worden sei, verkenne er, daß der Antrag

innerhalb eines Jahres nach Verkündung des 2, NOG gestellt

werden sei, die Leistungen daher schon ab 1. Januar 1964

zu zahlen seien„ Überdies sei der Antrag auf Berufsscha—

densausgleich schon ab 1° Januar 1964 zumindest in der Be“
rufungsinstanz gestellt worden.

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte die Ver—

letzung des @ jo BVG und der @@77, 103, 128, 136 des 80m

zialgerichtsgesetzes (SGG)° In dem-vom LSG erwähnten Ur—

teil vom 21° Dezember 1961 (BSG 16, lo?) habe der erkennende
Senat darüber zu befinden gehabt, ob eine vor Inkrafttre—

ten des 1, NOG in Erwägung gezogene, aber noch nicht ein-

geleitete arbeits— und berufsfördernde Maßnahme die Höher—

bewertung der MdE wegen besonderer beruflicher Betroffen—

heit ausschließe° Hier aber gehe es um die Frage, welche

Bedeutung Förderungsmaßnahmen für die Zeit ihrer Durch—

führung zukommeo Mit dieser Frage habe sich der erkennende

Senat im Urteil vom 12° März 1968 (SOZR Nr, 30 zu 5 30 BVG)
'befaßt und hervorgehoben, daß der Anspruch auf Höherbe-

wertung der MdB insofern von dem Ergebnis eingeleiteter

Berufsförderungsmaßnahmen abhänge, als die Versorgungs-

behörde berechtigt sei, den Grad der MdE von dem Zeitpunkt

der Einleitung berufsfördernder Maßnahmen an zunächst ohne

Rücksicht auf ein berufliches Betroffensein festzustellen,

Der Anspruch auf Berufsschadensausgleich sei für die Zeit

während der Durchführung von Berufsförderungsmaßnahmen
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nicht anders zu beurteilen° Die endgültige Entscheidung über

einen Berufsschadensausgleich werde für diese Zeit hinaus—

geschoben, weil die Berufsforderungsmaßnahmen Vorrang hätten.
' Der zeitliche Vorrang der Förderungsmaßnahmen solle nach dem

—Urteil des BSG vom jo. September 1966 (SozR Nr„ 22 zu 5 30
BVG) vermeiden, daß eine vorzeitige Erhöhung der MdB oder die

Gewährung eines Berufsschadensausgleichs das Interesse des Be—

Schädigten an
solchen Maßnahmen beseitige und damit ihren Er-

folg in Frage stelleo Für die Auffassung, es reiche für die

Bewilligung des Berufsschadensausgleichs aus, dam die Umschu-

lung noch nicht zum Ausgleich geführt habe‚ biete @ 50 Abs° 6

BVG keine Handhabe° Der vom Kläger nach Einleitung der Berufs—

förderungsmaßnahmen geltend gemacnte Anspruch hätte als jeden—

falls zgr_geit nicht begründet abgelehnt werden müssen, weil
die Umschulung noch nicht abgeschlossen gewesen sei° Der Ab-

schluß stehe auch jetzt noch aus, obwohl Berufsförderung

schon seit 1„ August 1964 nicht mehr gewährt werden sei; denn
nicht beendet sei die geförderte Ausbildung„ Von ihrem Ergeb—

nis hänge die Gewährung des Berufsschadensausgleichs ab„ So—

weit das LSG davon ausgegangen sei, es sei nicht vom Kläger

zu vertreten, daß die Umschulung noch nicht zum Erfolg ge—

führt habe, fehle es an der nach @ 136 Abs„ 1 Satz 6 SGG er»
forderlichen Begrtndung° Nach dem "Bescheid” des Landschafts—

verbandes Westfalen—Lippe vom 15„ April 196% bestehe zumindest
der Verdacht, daß der Kläger den Abschluß des Studiums hinaus—

gezögert habe„ Ent5prechende Ermittlungen des LSG
hätten mög—

licherweise zu dem Ergebnis gefthrt‚ dab die Verzögerung des

juristischen Studiums in den Verantwortungsbereich des Klägers

falle„ Das LSG habe insoweit gegen die @@103, 128 SGG ver—
stoßeno

Durch die Beschränkung des Klagebegehrens in der ersten In—

stanz sei ferner der Bescheid vom 26„ Juli 1966 insoweit

bindend geworden, als er die Ablehnung des Berufsschadens-

ausgleichs für die Zeit vor dem l° Februar 1965 betreffe„

Da eine Erweiterung des Klagebegehrens in der Berufungsin%

stanz hieran nichts habe ändern können, hätte das LSG zu—

_6_„
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mindest für die Zeit vor dem 1. Februar 1965 das Urteil des

SG abändern und die Klage abweisen müssen.

Der Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG vom 3. Februar 1970

und des SG vom 18. Januar 1968 abzuändern
und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er meint, der den Förderungsmaßnahmen eingeräumte Vorrang

sei unzumutbar, wenn diese eine sehr lange Zeit in Anspruch

nähmen. Die Umschulungsmaßnahme sei mit der Ersten juristi—

schcn„ä Staatsprüfung abgeschlossen gewesen, worauf auch

der BeSeheid vom 26. Juli 1966 abgestellt habe. Die weitere

Ausbildung als Referendar habe mit der Umschulung nichts

zu tun; sie habe nicht zum Ausgleich des Berufsschadens ge—

führt. Der Vorrang der Förderungsmaßnahme rechtfertige die

Verweigerung des Berufsschadensausgleichs bis zum Zweiten

juristischen Staatsexamen nicht. Die vorsorglich erhobenen

Verfahrensrügen des Beklagten griffen nicht durch. Bei der

Wiedergabe des Klagebegehrens "ab 1. Februar 1965” handele

es sich um einen Irrtum des SG.

' Die Beigeladehe hat keinen Antrag gestellt. Sie hält die
Revision des Beklagten für begründet.

>

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Entschei—

dung ohne mündliche Verhandlung erklärt.

II

Die Revision des Beklagten ist zulässig (SS 162 Abs. 1,

164, 166 SGG). Sie ist auch begründet.
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob dem Kläger ab

1, Januar 1964 - oder jedenfalls ab 10 Februar 1965 - lau-

fend ein Berufsschadensausgleich zusteht oder ob die-Ent—

scheidung hierüber solange hinausgeschoben werden muß oder

kann, bis das Ergebnis der beim Kläger durchgeführten berufs—

fördernden Maßnahmen nach @@26 ff BVG Vorliegt° Die Vorin-
stanzen haben die Rechtslage, auf die es hierfür im wesent-

lichen ankommt, im Ergebnis richtig beurteilt„ Trotzdem kann

das Urteil des LSG nicht aufrechterhalten werden° Für die Zeit

ab 1° Februar 1965 hat das LSG nicht alle für die Entschei—

dung erheblichen Tatsachen festgestellt; die Sache ist daher

insoweit zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen° Für die vorhergehende Zeit war die Klage

aus prozessualen Gründen abzuweisen°

Nach @ 30 Abs. 3 BVG idF des hier anzuwendenden 2° NOG vom\

21° Februar 1964 (BGBl I 85) erhält derjenige, der als
Schwerbeschädigter durch die Schädigungsfolgen beruflich in-

soweit besonders betroffen ist, als er einen Einkommensver—

lust von monatlich mindestens 75 DM hat, nach Anwendung des

Absatzes 2 einen Berufsschadensausgleich„SindfArbeits- und

Berufsförderungsmaßnahmen nach 5 26 BVG möglich und zumut-

bar, dann sind nach @ 30 Abs° 6 BVG die Höherbewertung der

MdE nach Absatz 2 und der Berufsschadensausgleich nach Ab-
satz } nur dann zu gewähren, wenn diese Maßnahmen aus vom

Beschädigten nicht zu vertretenden Gründen erfolglos geblie-

ben sind oder nicht zum Ausgleich des beruflichen Schadens

geführt haben„ Das mit Wirkung vom l° Januar 1967 geltende

3„ NOGvom 28„ Dezember 1968 (BGBl I 750) hat @30 Abs; 3
und 6 BVG mit Ausnahme des hier unwesentlicheh Einkommens-

verlustbetrages nur redaktionell geändert, 5 26 BVG als
Teilregelung der Vorschriften über die Kriegsopferfürsorge

(@@ 25 bis 27 e BVG) ist unverändert geblieben. Die Verord»

nung zur Kriegsopferfür50rge vom 30° Mai 1961 (BGBl I 653)

wurde zwar durch die Verordnung vom }, August 1965 (BGBl I
743) geändert und am 27„ August 1965 (BGBl I 1051) neu ge—
faßt„ Sie ist aber in den für den vorliegenden Fall wesent-
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lichen Vorschriften ebenfalls unverändert geblieben° Danach

kann für den gesamten streitigen Zeitraum für die Beurtei—

lung der maßgeblichen Rechtsfrage von einer im wesentlichen
einheitlichen Rechtslage ausgegangen werden°

Zunächst ist festzuhalten, daß der Kläger nach dem rechts—

verbindlichen Abhilfebescheid vom 26° Juli 1967 wegen eines

besonderen beruflichen Betroffenseins (@ jo‘Abso 2 BVG)

weiterhin —wie seit 1950 —Rente nach einer MdB um 80 V„H„
bezieht, also auch während der Umschulung° Aus der Weiter—

gewährung dieser erhöhten Rente ergeben sich jedoch keine

Rechtsfolgen für den im vorliegenden Fall allein streitigeh

Anspruch auf Gewährung von Berufsschadensausgleich während

der Durchführung der berufsfördernden Maßnahmen°

Über die Frage, ob grundsätzlich bei Vorliegen eines Ein-

kommensverlustes i‚S„ von © 50 Abs„ 3 und 4 BVG schon wäh-

rend der Durchführung berufsfördernder Maßnahmen nach @ 26

BVG Berufsschadensausgleioh zu gewähren und Wie insoweit

@ 30 Abs. 6 BVG auszulegen ist, hat das BSG bisher nicht
entschieden„ Es hat sich dagegen mehrfach mit der Frage

befaßt, welche Bedeutung berufsfördernden Maßnahmen für die

Feststellung eines besonderen beruflichen Betroffenseins

i°S° Von @ jo_Abs° 2 BVG und einer entsprechenden Fest—

stellung der MdB zukommt° Da sich @ jo Abs° 6 BVG idF seit

dem l° NOG sowohl auf 5 30 Abs° 2 als auch auf @ 30 Abs„ 3

und 4 BVG bezieht, kommt der bisherigen Rechtsprechung zu

@ 50 Abs° 2 iVm @ 30 Abs° 6 BVG auch für die hier streitige

Frage Bedeutung zua '

In dem Urteil des erkennenden Senats vom 210 Dezember 1961

(BSG 16, 107 = SozR Nr„ 14 zu @50 BVG) ist —ebenso wie
in dem Urteil des 80 Senats vom 150 Dezember 1961 - 8 RV

1445/59 - (nur auszugsweise veröffentlicht in Die Kriegs-

opferversorgung 1962, 93) - entschieden worden, daß ein

besonderes berufliches Betroffensein iOS„ von 5 50 Abs° 1

Satz 2 BVGidF 395 dem1„ NOGvom270 Juni‘196o (BGBl I 453)
-aF— erst dann für die Bewertung der MdB ausscheidet, wenn
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diese besonderen Nachteile durch zumutbare arbeits- und_

berufsfördernde Maßnahmen i„s„ von © 26 BVG ausgeglichen

sind, und daß dies nicht der Fall ist, solange solche

Maßnahmen (noch) nicht eingeleitet oder nicht erfolg-'

reich abgeschlossen sind, An dieser Auffassung hat der

erkennende Senat auch in dem Urteil vom 27. November 1963

{SozR Nr° 18 zu @ 50 BVG) festgehalten; er hat sich für
seine Auffassung besonders auf den Wortlaut des 5 30 Abs„l

Satz 2 BVG aF gestützt, wonach die MdE bei besonderem be—

ruflichen Betroffensein höher zu bewerten ist, "es sei denn,
daß arbeits— und berufsfördernde Maßnahmen einen Ausgleich

bieten", und hieraus den Schluß gezogen, daß eine ent—

sprechende MdE—Erhöhung erst entfalle, wenn die besondere

Betroffenheit durch solche Maßnahmen beseitigt sei, und

diese Vorschrift "insbesondere Bedeutung für diejenigen

Behörden (Versorgungsämter, Hauptfürsorgestellen)" habe‚
die kraft Geset2es bei besonderem beruflichen Betroffen-

sein arbeits- und berufsfördernde Maßnahmen ohne Verzug

einzuleiten bzw° durchzuführen haben, er hat dabei auch

das Rundschreiben des BMA vom 20° Februar 1957 {BVBl 1957‚

54) herangezogen° In dem Urteil vom jo„ September 1966
(SOZR Nr° 22 zu @ 30 BVG) hat der Senat dann erstmals über

einen Fall entschieden, in dem ein Antrag nach @ 50 Abs„2

BVG erst nach dem lo Juni 1960 (Inkrafttreten des 1. NOG} ge—
stellt werden war; arbeits— und berufsfördernde Maßnahmen

waren jedoch bis zum Abschluß des gerichtlichen Verfahrens

daß @ 30 Abso 6 BVG mit der Berufsumschulung "Vorrang" vor
einer höheren Bemessung der MdE einräume, er hat die “Pric—iivk

rität berufsfördernder Maßnahmen" nach @ 26 BVG dahin intern

pretiert, der Beschädigte solle nicht mit einer Rente abge-

funden werden, wo ihm durch eine Umschulung geholfen werden

könne, er solle keine höhere Rente erhalten, solange das

Ergebnis der Umschulung noch ausstehe, durch @ jo Abs. 6

BVG nF solle vermieden werden, daß durch eine "vorzeitige”

Erhöhung der MdE das Interesse des Beschädigten an der Um—

schulung beseitigt und damit der Erfolg dieser Maßnahmen
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in Frage gestellt würde° In dem Urteil
vom 12. März 1968

(SozR Nr„ 30 zu © 30 BVG) ist sodann entschieden worden,

daß @ 30 Abs° 6 BVG der Versorgungsverwaltung "das Recht
zur Verweigerung von Leistungen" gebe, wenn die in dieser

Vorschrift bestimmten Voraussetzungen erfüllt sind. © 30

Abs. 6 BVG berechtige die Versorgungsbehörde, den Grad der
MdE von dem Zeitpunkt der Einleitung berufsfördernder Maß-

nahmen an ohne Rücksicht auf das berufliche Betroffensein
festzustellen und darüber hinaus die MdB, soweit sie auf

Grund eines erst nach dem Inkrafttreten des lt NOG gestell—

ten Antrags für die Zeit bis zum Beginn der Berufsfördérungsn

meßnahmen bereits erhöht worden sei, von diesem Zeitpunkt"

an herabzusetzen° Unter Hinweis auf das bereits erwähnte

Urteil des 8. Senats des BSG vom 15° De2ember 1961 und die
Entstehungsgeschichte des 5 30 Abs. 6 BVG ist diese Auf-
fassung mit dem aus @ 30 Abs" 6 BVG herzuleitenden "zeit—
lichen Vorrang" der Berufsförderungsmaßnahmen vor einer

Höherbewertung der MdE begründet worden.

An der Auslegung des 5 50 Abs, 6 BVG in dem Sinne, daß nach

dieser Vorschrift den berufsfördernden Maßnahmen "Vorrang"

Vor der an sich gebotenen Erhöhung der MdB nach 5 30 Abs„ 2

BVG und auch vor der im vorliegenden Fall allein streiti—

Sen Gewährung eines Berufsschadensausgleichs nach @ 30

Abs} 5 und # BVG zukommt, hält der erkennende Senat weiter—

hin fest„ Er vermag aber nach erneuter Prüfung der Rechts—

lage diesen Vorrang nicht mehr in dem Sinne zu verstehen,

es handele sich dabei um eine — zeitliche - "Priorität",

so daß 5 30 Abs„ 6 BVG nF der Versorgungsverwaltung während

der Durchführung berufsfördernder Maßnahmen "das Recht zur
Verweigerung von Leistungen", also zur Ablehnung von an sich

begründeten Ansprüchen nach 5 30 Abs. 2 und Abs° } und 4 BVG

gebe° Die Versorgungsverwaltung ist nicht berechtigt, "den

Grad der MdB vom Zeitpunkt der berufsfördernden Maßnahmen

an ohne Rücksicht auf das berufliche Betroffensein festzu-

stellen", sie darf auch nicht von der Gewährung eines Be—
Pufsschadensausgleiohs solange absehen, als die berufsför—

dernden Maßnahmen nicht abgeschlossen sind und daher noch

..l]_..
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nicht feststeht, ob sie erfolgreich oder aus vom Beschädig-

ten zu vertretenden Gründen erfolglos sein werden° @ 30

Abs° 6 BVG weist auf einen Vorrang der berufsfördernden Maß—

nahmen vielmehr insoweit hin, als von der Versorgungsverwal-

tung zuerst die Möglichkeit und Zumutbarkeit solcher Maß—

nahmen geprüft, dem Beschädigten damit primär "Hilfe zur
Selbshilfe" gewährt und er wegen seines beruflichen Be—
troffenseins und (oder) eines schädigungsbedingten Ein—
kommensverlustes nicht ohne eine solche vorrangige Hilfe

mit Geldleistungen abgefunden werden soll° Schon der — nicht

eindeutige - Wortlaut des @ 30 Abs° 6 BVG nF zwingt nicht zu

dem insbesondere in dem Urteil des Senats (SozR Nr‚ 30 zu

@ 30 BVG) gezogenen S hluß, daß Leistungen nach 5 30 Abs„ 2
und Abs. 3 und 4 BVG erst dann gewährt werden dürfen, wenn

die erwähnten Voraussetzungen eingetreten sind. Eine solche

Auslegung läßt sich auch nicht auf die in dem Urteil erwähn-

te Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift — die Ausführungen

des Urteils hierzu sind in SozR Nr° 30 zu 5 30 BVG nur teil—

weise wiedergegeben — stützen° Eindeutig ist nach der Ent—

stehungsgeschichte (vgl„ insbesondere Deutscher Bundestag,

4„ Wahlperiode, 22, Ausschuß, Proto Nr° 26 8° 5—11) nur,
daß zwar mit @ 30 Abs, 6 BVG der Vorrang der Rehabilitation

zum Ausdruck gebracht werden sollte, über die Folgerungen

hieraus aber schon damals Meinungsverschiedenheiten bestan—

den haben, daß die Formulierung des 5 30 Abs„ 6 BVG im Ge—

setzgebungsverfahren erhebliche Schwierigkeiten gemacht hat

und wenig geglückt ist, Bei der Auslegung ist daher weniger

auf die Entstehungsgeschichte der Vorschrift als auf ihren

Sinn und Zweck abzuheben° Als ihr Sinn und Zweck ist mit den

oben erwähnten Urteilen auch weiterhin anzusehen, daß ein be»

sonderes berufliches Betroffehsein und (oder) ein Einkommens—
verlust erst dann nicht mehr zu berücksichtigen sind, wenn

sie u„a° auf Grund berufsfördernder Maßnahmen ausgeglichen

sind oder aus vom Beschädigten zu vertretenden Gründen nicht

ausgeglichen werden. Dagegen ist entgegen der in SozR Nr° 30

und auch in SozR Nr° 22 zu 5 30 BVG früher vertretenen Auf—

fassung nicht zu erkennen, daß durch eine - auch nur vor—
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läufige — Versagung von Leistungen nach 5 30 Abs° 2 und

Abs° } und 4 BVG etwa das Interesse des Beschädigten an
der erfolgreichen Durchführung solcher Maßnahmen habe ge—
fördert werden sollen° Solche "erzieherischen" Erwägungen
scheinen gegenüber einem Beschädigten, insbesondere einem

Schwerbeschädigten, der einen im Gesetz vorgesehenen Aus-

gleich zu beanspruchen hat, nicht von vornherein angebracht,

sie ergeben sich nicht aus dem — unklaren — Gesetzeswort—

laut, Sie‚5iNd auch in der Entstehungsgeschichte, soweitsh

durch?diehdesetzesmaterialieh bekannt ist‚ nicht eindeu—
tig zum Ausdruck gebracht worden. Auch der gesamte Aufbau

des 5 30 BVG ist zu beachten; er läßt den Schluß zu, daß
im Regelfall stets die in 5 50 Abs. 2, Abs° } und 4 BVG

vorgesehenen Leistungen zu gewähren sind und daß sie aus—

nahmesweise nach Abs° 6 erst dann entfallen sollen, wenn
festzustellen ist, daß die berufsfördernden Maßnahmen er»

folgreich waren oder aus von dem Beschädigten zu vertre—

» tenden Gründen nicht zu einem Ausgleich geführt haben°

Hierfür spricht schon die Erwägung des Senats in SozR

Nr. 22 zu © 30 BVG, daß die Förderungsmaßnahmen "die durch

5 30 Abso 2 BVG bindend vorgeschriebene Erhöhung der Rente"

nicht ersetzen, sondern eine ergänzende Hilfe darstellen

sollen„ Sie sollen den Beschädigten wieder zu vollen Oder

doch besseren Leistungen im Erwerbsleben befähigen° Mit

dieser Auffassung ist es aber nicht zu vereinbaren, daß

einem Beschädigten während sich möglicherweise jahrelang

hinziehender Berufsförderungsmaßnahmen - im zu entschbi-

denden Fall haben sich diese Maßnahmen einschließlich der

Vorbereitung zur Reifeprüfung mindestens auf rund 12 Jahre

erstreckt - nur die geringeren Leistungen nach den @@26 ff

BVG und der VO zur Kriegsopferftrsorge gewährt und die

ihm gesetzlich zustehenden Leistungen nach @ 30 Abs„ 2

und Abs° } und 4 BVG ihm sotlange vorenthalten werden dür-

fen, bis sich der Erfolg oder die Gründedes Nichterfolges
feststellen lassen° Diese Auffassung scheint nicht verein-

bar mit 5 25 a Abs° 1 BVG, wonach die Leistungen der

Kriegsopferfürsorge gewährt werden, wenn die Beschädigten
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„„00„ nicht in der Lage sind, “trotz der übrigen Leistungen
nach diesem Gesetz „„„0 eine angemessene

Lebenstellung
zu

erlangen oder sich zu erhalten”° Damit ist (wie Strohn in
"Kriegsopferfürsorge", 1963, 54, zutreffend hervorhebt) da-

ran festgehalten, daß "der Grundsatz der Nachrangigkeit, der

, „„„„„
in der Sozialhilfe gilt

„„„„„„ ,
auch das Recht der

Kriegsopferfürsorge beherrscht“, daß deshalb, bevor Leistun-

gen der Kriegsopferfürsorge gewährt werden, der Hilfesuchende

in der Regel zunächst "die übrigen Leistungen nach dem BVG"

einzusetzen hat, Zu diesen Leistungen gehören auch die nach

5 50 Abs„ 2 BVG erhöhte Rente und der Berufsschadénsausgleieh

nach @30 Abs, 3 und 4 BVG, Ein Wider5pruch zu der Auffassung
von der Vorrangigkeit der berufsfördernden ßaßnahmen der Kriegs—

opferfürsorge besteht deshalb nicht, weil dieser Vorrang nicht

die Rechtsfolge auslösen muß, daß die Leistungen, die der Be—

Ischädigte nach dem BVG zu beanspruchen hat, nachrangig zu ge-
'währen seien° Die Leistungen auf Grund Von Rechtsansprüchen

wegen besonderen beruflichen Betroffenseins und wegen Ein-

k0mmensverlustes sind in solchen Fällen auch nicht nur aufge—

schoben und nicht von einer etwa aus @ 30 Abs. 6 BVG zu ent“

nehmenden ”aufschiebendcn Bedingung" des Erfolgs oder des vom
Beschädigten zu vertretenden Nichterfolgs abhängig° Soweit

es sich überhaupt um bedingte Ansprüche handeln sollte, waren

eher an eine "auflösende Bedingung“ zu denken in dem Sinne,
daß dann, wenn der Erfolg oder der zu vertretende Nichter—

folg der Maßnahmen festgestellt werden kann, das besondere-

berufliche Betroffensein entfällt und die Rentenerhöhung

und (oder) der Berufsschadensausgleieh (ganz oder teilweise)

zu entziehen ist° Eine auflösende Bedingung könnte aber nur
dann zu einem automatischen Wegfall der während der Berufs—

förderung gewährten Leistungen führen, wenn diese Bedingung

in dem Bescheid, durch den solche Leistungen gewährt werden

sind, zum Ausdruck gebracht werden wäre; sie könnte nicht

allein aus dem Gesetz — @ jo Absc 6 BVG nF — hergeleitet wer—

den° Die Versorgungsverwaltung ist zwar verpflichtet, auch

während der Durchführung der Maßnahmen die Leistungen aus

5 50 Abs, 2 und Abs, 3 u, # BVG zu gewähren„ Ihr ist aber in
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@ 30 Abs, 6 BVG das Recht zur Rücknahme des Bewilligungs—
bescheides der keine auflösende Bedingung enthält, ein-

geräumt, wenn die Maßnahmen erfolgreich sind oder sich

feststellen läßt, daß sie aus vom Beschädigten zu vertre-

tenden Gründen nicht zum Erfolg geführt haben. Die Rechts-

lage ist dann ebenso zu beurteilen wie bei einer nachträg—

lichen Anderung der Verhältnisse i„S, von 5 62 BVG; als
"Verhältnisse, die für die Bewilligung der Leistungen maß-

gebend sind", ist außer den Voraussetzungen des 9 30 Abso2

und Abs, 3 und 4 BVGauch die in 5 30 Abs, 6 BVGfür die
Leistungsgewährung Vorausgesetzte Mitwirkung des Beschä—

digten zur Herbeiführung des Erfolgs anzusehen; wenn

trotzdem der Erfolg nicht eintritt oder vom Beschädigten

vereitelt wird und damit diese letztgenannten "Verhält-

nisse" wegfallen, ist die Versorgungsverwaltung zur Neu—
feststellung der Leistungen, also auch zur Herabsetzung

einer früher nach 5 30 Abs° 2 BVG erhöhten MdB und zur
Einstellung eines bisher gewährten Berufsschadensausgleidm

berechtigt° Soweit es an einer möglichen und zumutbaren

Mitwirkung des Beschädigten zur Herbeiführung des Erfol-

ges fehlt, ist die Rechtslage auch ähnlich wie im Fall

des % 6} BVG, der eine Ermächtigung sogar zur vollständi—

gen Rentenentziehung bei fehlender “Mitwirkung" des Beschä—

digten enthält.

Gegen die früher im SozR Nr° 22 und Nr' jo zu % 30 BVG

Vertretene Auffassung spricht schließlich auch noch ihr

praktisches Ergebnis" Es wüfde nämlich darin bestehen,

daß die Ansprüche des Beschädigten während der Zeit, in

der er weiterhin wegen der festgestellten Schädigungsfol—

gen beruflich besonders betroffen ist und (oder) einen

Einkommensverlust hat, nicht erfüllt würden und er mit

den möglicherweise geringeren Leistungen der Kriegsopfer—

fürsorge auskommen müßte, obwohl in dieser Zeit - wenn

die berufsfördernden Maßnahmen zu einem Erfolg führen

sollen - von ihm besonderc Anstrengungen erwartet werden„
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Erst wenn der Erfolg eingetreten wäre, bei einem Studium

unvermeidlich erst nach Jahren, würden ihm für die zurück—

liégende Zeit die Leistungen nach @30 Abs„ 2 und (oder)

Abs„ 3 und 4 BVG gewährt werden, obwohl diese Leistungen
der Bestreitung des laufenden Lebensunterhalts dienen und

einen in der Gegenwart bestehenden beruflichen Schaden

ausgleichen sollen; noch weniger einleuchtend erscheint

dieses Ergebnis dann‚ wenn erst nach längerer Zeit fest-

gestellt werden kann, daß die Maßnahmen aus von
dem Beschä—

digten nicht zu vertretenden Gründen ohne Erfolg geblieben

sind° Eine Nachzahlung der Leistungen kann das berufliche

Betroffensein und (oder) den Einkommensverlust jedenfalls

nicht in vollem Umfang "ausgleichen”° Außerdem sind nach

dem BVG grundsätzlich alle Leistungen schon während der

Zeit, in der ihre Voraussetzungen erfüllt sind‚ und nicht

erst nachträglich, zu gewähren (vgl° @ 60 BVG)° Es kommt
hinzu, daß nach der früheren Auffassung der Träger der

Kriegsopferfürsorge zwar "vorrangig" leistungspflichtig
wäre, daß er aber dann, wenn die Maßnahmen nicht zum Aus»

gleich geführt oder aus von dem Beschädigten nicht zu ver—

tretenden Gründen keinen Erfolg gehabt haben und die Ver—

sorgungsverwaltung deshalb nachträglich die Leistungen nach

@ 30 Abs° 2 und Abs° } und 4 BVG erbringen müßte, einen For—
derungsübergang nach @ 27 e BVG geltend machen könnte° Auch

ein solches "Hin- und Herschieben" der Leistungsgewährung
zwischen den in Betracht kommenden verschiedenen Leistungs—

pflichtigen würde dem Gesetzeszweck widerSprechen°

Im Ergebnis stimmt die dargelegte Rechtsauffassung weit—

gehend überein mit den Einwendungen, die Wünscher in Zen—

tralblatt für Sozialversicherung 1968, 297 ff erhoben hat,

ferner mit Schieckel/Gurgel, Komm° zum BVG, 3° Aufll, Anm°
151 zu © 50, S„ 294—03 (nicht eundeutig Wilke, Bundes-

versorgungsgesetz, 5° Auflo, III Nr° 4 zu @ 30 BVG)„ Die

entgegenstehende Auffassung von Vorberg/van Nuis (Das

Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen‚

Teil IV, 40, 42) des BMA in dem Rundschreiben vom 18„ Ok—

tober 1968 (BVB1 1968, 143 Nr° 67) und von Getrost (Die
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Sozialgerichtsbarkeit 19683 337)‚ der allerdings eine Ge—
Setzesänderung im Sinne der hier vertretenen Auffassung

befürwortet (vgl° aaO III, 337/338), vermag der Senat aus
den dargelegten Gründen nicht mehr zu teilen„ Eine Ab—
weichung von dem Urteil des 8. Senats vom 15° Dezember

1961 — 8 RV 1445/59.— liegt nicht vor; in diesem Urteil

ist zwar erstmals @ 30 Abs° 6 BVG nF im Sinne einer - zeit"
lichen — "Priorität der Berufsförderungsmaßnahmen" ausge-
legt worden, diese Ausführungen gehören aber nicht zu den

tragenden Gründen des Urteils, weil in jenem Falle berufs—

fördernde Maßnahmen in der streitigen Zeit nicht einge-
leitet gewesen sind und deshalb eine Erhöhung der MdE we-

gen beruflichen Betroffenseins nicht hat versagt Werden

dürfen„.

Obwohl der erkennende Senat sonach grundsätzlich die Auf—

fassung der Vorinstanzen teilt, kann das Urteil des LSG

trotzdem nicht aufrechterhalten bleiben„ Das LSG hat zu-
nächst die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG

insoweit nicht zurückweisen dürfen, als das SG den Berufe"

Schadensausgleich schon ab 1„ Januar 1964 gewährt hat° Die

Voraussetzungen für eine "Rückwirkung" des Antrags auf die

Zeit ab l° Januar 1964 nach Arte VI @ 1 Abs° 2 Sätze 2 und

3 des 2„ NOG (BGBl 1964 I, 83, 99) haben zwar vorgelegen,

Jedoch ist der Anspruch für die Zeit vor dem 10 Februar

1965 aus verfahrensrechtliohen Gründen abzulehnen° Die

€ntgegengtehende Entscheidung des SG hat das LSG nicht

dürch die uneingeschränkte Zurückweisung der Berufung

des Beklagten bestätigen dürfen° Insoweit hatte das SG

dem Kläger etwas zugeSprochen, was er nicht beantragt

hatte; es hatte damit gegen 5 123 SGG verstoßen; dies hat
der Beklagte zu Recht gerügt„ Die Gerichte entscheiden

nach dieser Vorschrift über die Vom Kläger erhobenen An-

Sprüche, ohne an die ”Fassung" der Anträge gebunden zu

Äseino Mit der Klage hat der Kläger nach der Niederschrift
über die mündliche Verhandlung des SG (und dem im Urteil

des SG wiedergegebenen Klagantrag) die Gewährung des Be-
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rufsschadensausgleichs erst ab 1° Februar 1965 beantragt„

Wenn es sich dabei, wie der Kläger schon ”m Berufungsver—

fahren Vorgetragen hat und im Revisionsverfahren erneut

verträgt, um ein ”Versehen (Schreibfehler)" in der Nie—

derschrift handeln sollte, wäre eine Berichtigung der

Niederschrift durch den Vorsitzenden und den Urkundsbeamw

ten zwar möglich gewesen; da sie aber nicht erfolgt ist,

erbringt die Niederschrift den Beweis der Beachtung der für

die mündliche Verhandlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten,

zu denen auch der in der Niederschrift wiedergegebene An-

trag gehört (@ 122 sec iVm 5 164 ZPO)° Gegen den Inhalt
der Niederschrift wäre nur der Nachweis der Fälschung zu-
lässig° Dies hat das LSG nicht beachtet° Es hat sich

hierüber nicht deshalb hinwegsetzen dürfen, weil der Klä—

ger jedenfalls im Berufungsverfahren "den entsprechenden

Sachantrag” gestellt habe° Der Kläger hat vor dem LSG nur
beantragt, die Berufung zurückzuweisen° Sein Vorbringen,

er habe schon im ersten Rechtszug einen Berufsschadensaus—

gleich ab 11 Januar 1964 begehrt‚ kann nicht als eine zu—'

lässige Anschlußberufung — über die das LSG auch nicht im

Tenor entschieden hat — ausgelegt werden„ Die Klage hat

im Berufungsverfahren insoweit nicht mehr erweitert wer-

den können° Der Beklagte hatte einen Berufsschadensaus—

gleich auch für die Zeit vor dem 10 Februar 1965 abgelehnt°

Mit der Klage hat der Kläger die Bescheide des Beklagten

insoweit nicht angefochten, sie sind damit teilweise rechts—

verbindlich geworden (@ ?? SGG\° Für die Zeit vor 1„ Februar

1965 muß daher auf die Revision des Beklagten das Urteil des
LSG aufgehoben und die Klage abgewiesen werden (@ 170 Abs„2

Satz 1 SGG)„

Für die Zeit ab l„ Februar 1965 kann der Senat das Urteil

des LSG deshalb nicht bestätigen, weil das LSG nicht alle

Tatsachen festgestellt hat, auf die es für die Nachprüfung

seiner Rechtsauffassung ankommt„ Dabei ist es bei einer zu»

gelassenen Revision unerheblich, ob der Beklagte einen Ver—

fahrensmangel formgerecht gerügt hat (vgl° BSG in SozR Nr° 6
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zu 5 163 SGG)„ Das LSG hat zwar bindend festgestellt, der
Kläger habe sowohl während seines Studiums als auch während

seiner Referendarzeit gegenüber dem vor der Schädigung an—

gestrebten Beruf eines Maschinenbauingenieurs einen Ein—

kommensverlust von
mindestens 75„-— DM monatlich gehabt°

Diese Feststellung hat aber nicht ausgereieht, um den Be—

klagten zur Zahlung eines Berufsschadensausgleiehs für die

gesamte Dauer der Studien- und Referendarzeit zu verurtei-

len° Das Urteil des LSG läßt zunächst nicht erkennen, wie

lange der Kläger während seiner Studienzeit Berufsförderung,

insbesondere etwa den Unterhaltsbeitrag nach @ 18 der VO

zur Kriegsepferfürsorge, erhalten hat, ob die Berufsförde—

rung während der gesamten Dauer der Studienzeit ununter-

brochen gewährt oder aus welchen Gründen sie etwa vor der

Ablcgung des Ersten juristischen Staatsexamens eingestellt

werden ist° Die Gründe; die zur Versagung oder Einstellung

der Berufsförderung geführt haben, können jedoch auch bei

der Beurteilung der Voraussetzungen des @ 30 Abs„ 6 BVG

nicht unberücksichtigt bleiben„ Insoweit kann das vom Be—

klagten in der Revisionsbegründung erwähnte Schreiben des

Landschaftsverbands Westfalen—Lippe vom 15„ April 1964 an

den Kläger (offenbar identisch mit der Ablichtung Bl° 27

in Band 2 der Versorgungsakten) erheblich seina wonach mög—

licherweise eine Berufsförderung im Hinblick darauf‚ daß

der Kläger sich nach achtjähriger Studienzeit noch nicht

zum Referendarexamen gemeldet hatte, im Jahre 1964 einge—

stellt worden ist° Träfe dies zu, so wäre vom LSG zu prüfen,

ob der zunächst durch die Berufsförderung während des

Studiums als des ersten Ausbildungsabschnitts (@ lo Abs° l

der VO zur Kriegsopferfürsorge) verfolgte Zweck‚ nämlich

die Ablegung des Ersten juristischen Staatsexamens, aus vom
Kläger zu vertretenden Gründen damals nicht in der üblichen

oder jedenfalls dem Kläger zumutbaren Zeit eingetreten ist„'

In diesem Falle könnte der Kläger für die Zeit nach der
Einstellung der berufsfördernden Maßnahmen trotz eines
etwaigen Eink0mmensverlustcs*nach @ 30 Abs„ 6 BVG auch

keinen Berufsschädensausgleich erhalten° @ 50 Abso 6 BVG
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ist nach der Überzeugung des Senats dahin auszulegen, daß

die Leistungen nach @ 30 Abs„ 2, Abs° } und 4 BVG auch
nicht für Zeiten gewährt werden dürfen, in denen es der

Beschädigte an der gebotenen Mitwirkung zur Herbeiführung

des Erfolgs der Maßnahmen fehlen läßt° Die gleichen Er-

wägungen können auch für die Frage erheblich sein, für

welche Zeiten der Kläger etwa Berufsschadensausgleich

während seiner Referendarausbildung zu beanspruchen hat°

Nach den vom LSG in seinem Urteil wiedergegebenen Angaben

des Klägers — Feststellungen enthält das Urteil des LSG

nicht - hat der Kläger am 11° März 1966 die Erste juristische
Staatsprtfung abgelegt und im Sommer 1966 die Referendaraus—

bildung begonnen° Das LSG ist erkennbar davon ausgegangen,

die Referendarausbildung sei bei Erlaß seines Urteils (3„

Februar 1970) noch nicht durch die Ablegung des Zweiten

juristischen Staatsexamens beendet gewesen° Der Senat ist

mit dem Beklagten und der Beigeladenen der Auffassung, daß

der Erfolg der Ausbildung eines Juristen in der Regel nicht

schon mit der Ablegung des Ersten Staatsexamens, sondern

erst mit der Ablegung der Zweiten Staatsprüfung eintreten

wird, weil eine juristische Ausbildung nach den zur Zeit

maßgebenden Ausbildungsvorschriften erst mit der prak—

tischen Ausbildung abgeschlossen und in den üblichen Be-

rufen für Juristen zu verwerten ist (vgl° @ 9 Nr° 1 der

VO zur Kriegsopferfürsorge; ferner Juristenausbildungsge»

setz des Landes Nordrhein—Westfalen idF vom 24° Februar
1966 — GVB1 NRWs„ 78 - und vom 16° Juni 1970 - GVB1 NRW

S„ 508)° Der Vorbereitungsdienst ist mindestens als ein
weiterer Ausbildungsabschnitt im Sinne von @ io Abs° 1

Satz 2 der VO zur Kriegsopferfürsorge anzusehen (ebenso

auch Strohn, aa0‚ 8° 76)„ Auch hier erhebt sich jedoch

die Frage, ob der Kläger - selbst wenn er wegen der Höhe

seines Einkommens während der Referendarzeit (insbesondere

der Versorgungsleistungen und des Unterhaltszuschusses für

Referendare) nicht mehr eine Berufsförderung, jedenfalls

keinen Unterhaltsbeitrag nach 5 18 der VO zur Kriegsopfer-
fürsorge hätte erhalten können - den Erfolg der Maßnahmen
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innerhalb der üblichen Zeit aus von ihm zu vertretenden

Gründen nicht erreicht und deshalb nach @ 30 Abs„ 6 BVG

von einem bestimmten Zeitpunkt
an keinen Berufsschadens—

ausgleich mehr zu beanspruchen hat° Das LSG hat insoweit

keinerlei Feststellungen getroffen, obwohl das Studium des

Klägers offensichtlich erst nach ungewöhnlich langer Zeit

abgeschlossen worden und nicht auszuschliemen ist, dab auch

die Referendarausbildung nicht oder nicht in der üblichen

und dem Kläger zumutbaren Ausbildungs2eit abgeschlossen

worden ist° Diese Feststellungen sind jedoch für den An-

spruch auf Berufsschadensausäleieh erheblich, sie können vom

Senat nicht nachgeholt werden„ Deshalb muß das Urteil des

LSG, soweit es die Zeit ab lt Februar 1965 betrifft, auf—

gehoben und die Sache zu neuer Entscheidung an das LSG zu-

rückverwiesen werden (@ 170 Abso 2 Satz 2 SGG)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°

Dr. Renner " Dr° Wulfhorst Dr„ Renner
für die durch Krankheit
an der Unterscnrift ver—
hindertev Senatspräsidentin
Dr° Schü3rz
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